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Der Branchentarifvertrag muss
kommen, notfalls auch mit Streiks
Der stellvertretende
Bundesvorsitzende
der Verkehrsgewerk-
schaft GDBA, Heinz
Fuhrmann, hat die in
Bahnunternehmen
beschäftigten Mitar-
beiter auf eine harte
Tarifauseinanderset-
zung eingeschworen.
„Wir wollen endlich
den von uns gefor-
derten Branchenta-
rifvertrag für den
Schienenverkehr
durchsetzen“, 
machte er auf einer
Betriebsrätekonfe-
renz der GDBA in
Frankfurt deutlich.
Ein Ziel, das nur zu
erreichen sei, wenn
sich alle Mitarbeiter
der Bahnunterneh-
men solidarisch zeig-
ten, so Fuhrmann. 

D
ie Verkehrsgewerk-
schaft GDBA und
Transnet seien es leid,
in der Frage eines in
ganz Deutschland gel-

tenden Tarifvertrags für die
„Branche Eisenbahn“ nur in
kleinen Trippelschritten vor-
wärts zu kommen. Die Eisen-
bahnverkehrsunternehmen, mit
denen hierüber bereits Ge-

spräche geführt wurden, seien
zwar grundsätzlich nicht abge-
neigt, einen solchen Tarifvertrag
zu vereinbaren, der Durchbruch
sei bisher aber nicht gelungen.
Zu groß sei auch das Misstrauen
der im Verkehrsmarkt, insbeson-
dere im Schienenpersonennah-
verkehr konkurrierenden Unter-
nehmen untereinander, zu we-
nig ausgeprägt die Bereitschaft
der Arbeitgeber, endlich einen
deutlichen Schritt in die richtige
Richtung zu tun.

Deshalb, so GDBA-Vize Heinz
Fuhrmann, müsse jetzt der
Druck erhöht werden. GDBA
und Transnet würden in keinem
Eisenbahnverkehrsunterneh-

men mehr einen Tarifvertrag zu
Entgelt und Arbeitsbedingun-
gen abschließen, bis der gefor-
derte Branchentarifvertrag un-
terschrieben ist. Das gelte auch
und insbesondere für die Mitte
des Jahres anstehende Tarifrun-
de bei der Deutschen Bahn.

„Wenn wir ernsthaft Lohndum-
ping verhindern wollen, müs-
sen wir jetzt handeln“, erklärte
Fuhrmann. Das bedeute, dass
sich die, bei den Eisenbahnen in
Deutschland Beschäftigten un-
tereinander solidarisch sein
müssten: Mitarbeiter der DB AG
müssten, wenn es hart auf hart
komme, auch für die Interessen
der bei den übrigen privaten

Lohndumping 
verhindern
Die Verkehrsgewerkschaft
GDBA und die Gewerkschaft
Transnet pochen weiterhin
auf den Abschluss eines Bran-
chentarifvertrages im Schie-
nenverkehr. Eine entspre-
chende Erklärung verab-
schiedeten die Vorstände bei-
der Gewerkschaften. Ziel sei
Lohndumping zu verhindern.

Die beiden Gewerkschafts-
vorsitzenden, Klaus-Dieter
Hommel und Alexander
Kirchner, verwiesen unter an-
derem auf den bevorstehen-
den Wettbewerb im Schie-
nenpersonen-Fernverkehr
und die zahlreichen Aus-
schreibungen von Leistungen
im Schienenpersonen-Nah-
verkehr, in denen die Belan-
ge der Mitarbeiter, „wenn
überhaupt, nur eine unterge-
ordnete Rolle spielen“. 

An die Interessen der 
Mitarbeiter denken
Jüngstes Beispiel sei die Aus-
schreibung des Elbe-Elster-
Netzes durch Brandenburg
und Sachsen. Von Vorgaben
zur Bezahlung sei „dort er-
neut keine Rede“.

Auch die zunehmende „Ver-
töchterung“ bei der Deut-
schen Bahn sei ein großes
Problem. Die DB biete in
Ausschreibungen derzeit
überall nur mit Töchtern oh-
ne Tarifbindung an. Hommel
und Kirchner kündigten an,
dass „von GDBA und Trans-
nett bis zum Abschluss des
Branchen-Tarifvertrages kein
Tarifvertrag zu Entgelt und So-
zialbedingungen mehr in die-
sen Bereichen abgeschlossen
wird.“ Dies gelte für größere
und kleinere Unternehmen
gleichermaßen.

Wir werden in keinem Eisenbahnverkehrsunternehmen
mehr einen Tarifvertrag zu Entgelt und Arbeitsbedingungen
abschließen, bis der geforderte Branchentarifvertrag unter-
schrieben ist, machte GDBA-Vize Heinz Fuhrmann deutlich.
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Bahnen beschäftigten Kollegin-
nen und Kollegen eintreten –
und umgekehrt genauso. 

„Wir werden in dieser Ausein-
andersetzung um einen Arbeits-
kampf wohl nicht herumkom-
men“, erklärte der GDBA-Vize.
„Wir wollen einen Branchenta-
rifvertrag für alle Beschäftigten
und nicht nur für das Fahrperso-
nal“, so Fuhrmann. Dies gelän-
ge aber nur, wenn die Eisen-
bahner füreinander einstünden
und sich nicht auseinanderdivi-
dieren lassen.

Spannend würden die nächsten
Monate aber auch, weil über die
Frage der Beschäftigungssiche-
rung beim Bahnkonzern ver-
handelt werden muss. Der ent-
sprechende Beschäftigungssi-
cherungstarifvertrag läuft Ende
2010 aus. Seitens der Tarifge-

meinschaft TRANSNET/GDBA
werde derzeit analysiert, was
die Inhalte dieses Tarifvertrages,
wie beispielsweise der Verzicht
auf betriebsbedingte Kündigun-
gen, den Kolleginnen und Kol-
legen im Laufe der Jahre tatsäch-
lich gebracht habe. Auch unter
Berücksichtigung dieser Analy-
se werden wir entscheiden, ob
und unter welchen Bedingun-
gen es auch künftig einen Tarif-
vertrag zur Beschäftigungssi-
cherung geben könne, so Fuhr-
mann.

Alle Entscheidungen würden
basisnah getroffen. In den
 nächs ten Wochen würden
 GDBA und Transnet wieder
bundesweit zu einer Vielzahl an
Tarifdialogen einladen, um die
Stimmung an der Basis aufneh-
men zu können.

D
as „Fairness-Abkom-
men“ zum Schienen-
personen-Nahver-
kehr (SPNV) in Bran-
denburg ist geschei-

tert. Verkehrsgewerkschaft
GDBA und Transnet haben die
Gespräche abgebrochen. Da-
mit reagieren sie auf eine aktu-
elle Ausschreibung. Auch sie
enthalte erneut keine Vorgaben
zu Tariftreue und Sozialstan-
dards. 

Die Gewerkschaften werfen
dem Land Wortbruch vor. Zu-
dem wolle die Landesregie-
rung keine konkreten Zusagen
machen, wie bei Ausschrei-
bungen die Belange der Be-
schäftigten geschützt werden
sollen.

„Während wir über das Ab-
kommen verhandelt haben, ist
schon die nächste Ausschrei-
bung vorbereitet worden. Und
wieder wird keine Rücksicht
auf die Beschäftigten genom-
men“, sagten GDBA-Vize
Heinz Fuhrmann und Transnet-
Vorstand Reiner Bieck. „Das ist
ein klarer Wortbruch.“

Bei dieser Vergabe geht es um
das so genannte Elbe-Elster-
Netz. Die Ausschreibung ent-
hält keine Vorgaben zu Tarif-
treue und Sozialstandards.
Durch die seit Dezember 2009
geltende EU-Verordnung
1370/2007/EG hätte das Land
die Möglichkeit, solche Vorga-
ben zu verankern. „Stattdessen
setzt Brandenburg weiter auf
Lohndumping. Dem Land sind
die Eisenbahner offenbar
egal.“ „Vor diesem Hinter-
grund wird auch klar, warum
die Landesregierung in den
Gesprächen über das Fairness-
Abkommen eine Hinhalte-Tak-
tik gefahren hat“, kritisierten
Fuhrmann und Bieck.

Die Gespräche laufen seit Ok-
tober 2009. Brandenburg hat-
te sich grundsätzlich bereit er-
klärt, bei künftigen Ausschrei-
bungen im SPNV die EU-Ver-
ordnung zu berücksichtigen.
„Statt konkreter Zusagen wur-
den uns nur vage Formulierun-
gen angeboten. Das lassen wir
uns nicht bieten“, so Fuhrmann
und Bieck.

Fairness-Abkommen gescheitert

Brandenburg setzt weiter
auf Lohndumping

Gut besucht war die Betriebsrätekonferenz der Verkehrsge-
werkschaft GDBA in Frankfurt.

DB AG: Zahl der 
Subunternehmen
begrenzen

D
ie Verkehrsgewerk-
schaft GDBA und die
Gewerkschaft Trans-
net sprechen sich für
die Begrenzung der

Fremdvergabe von Leistungen
der DB aus. Damit soll ausu-
ferndem Subunternehmertum
ein Riegel vorgeschoben wer-
den. Zugleich sollten Arbeiten
vorrangig von DB-eigenen Kräf-
ten verrichtet werden. Insge-
samt müssten die Rechte der
Beschäftigten gewahrt werden.

„Angesichts der erschrecken-
den Berichte über Dumping in
diesem Bereich wollen unsere
Betriebsräte und wir wissen, in
welchen Bereichen und in wel-
cher Anzahl Leistungen fremd
vergeben werden“, verlangten
die Vorsitzenden, Klaus-Dieter
Hommel und Alexander Kirch-
ner. Zugleich müsse überprüft
werden, ob sich die beteiligten
Firmen „nicht nur zur Einhal-
tung von Arbeitnehmerrechten
bekennen, sondern dies auch
tatsächlich tun.“

Insgesamt müsse „einem ausu-
fernden Subunternehmertum
ein Riegel vorgeschoben wer-
den“. Es könne nicht sein, dass

„am Ende durch Sub-Sub-Sub-
unternehmer keiner mehr weiß,
wer eigentlich für was verant-
wortlich ist“. Hinzu komme,
dass viele Tätigkeiten von „DB-
eigenen Kolleginnen und Kolle-
gen erbracht werden könnten“,
stellten Hommel und Kirchner
fest. Dies gelte vor allem für si-
cherheitsrelevante Bereiche.

Sozialstandards bei
 Fremdvergaben einhalten
Sollten aus dringenden betrieb-
lichen Gründen Fremdverga-
ben notwendig sein, müsse dies
an die Einhaltung von Tarifver-
trägen geknüpft sein. Es sei für
GDBA und Transnet selbstver-

ständlich, dass auch bei einer
Fremdvergabe von Leistungen
„die Rechte der Arbeitnehmer,
deren Sozialbedingungen und
Einkommen eingehalten und
gesichert werden müssen“.
Hierauf müsse der Auftraggeber
Einfluss nehmen. Sollten Leis -
tungen extrem günstig einge-
kauft werden, müsse sich der
Auftraggeber fragen lassen,
„wie das funktionieren soll“.

Die Gewerkschaftsvorsitzen-
den riefen die Deutsche Bahn
auf, laufend aufzulisten, wo
Leistungen fremdvergeben wer-
den, um die Einhaltung der ge-
nannten Voraussetzungen zu
kontrollieren.


